
 

 

 

2. Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 S. 1 
Nr. 8, 186 Abs. 4 S. 2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung der am 
27. Juni 2024 stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft über die Gründe für die Ermächtigung zum 
Ausschluss des Andienungs- und/oder Bezugsrechts und die 
Gründe für verschiedene Arten der Wiederveräußerung 
 
Der Vorstand hat zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1 
S. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 S. 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die 
Gründe für die in Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagene Er-
mächtigung zur Veräußerung eigener Aktien anders als über die Bör-
se oder unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und zum 
vorgeschlagenen Ausgabebetrag sowie über die Gründe für die in 
Punkt 7 der Tagesordnung vorgeschlagene Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien unter teilweiser Einschränkung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der Ein-
berufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Auf Verlan-
gen wird dieser Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos 
übersandt. 
 
a. Einziehung von Aktien 

 
Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne erneuten Be-
schluss der Hauptversammlung einziehen können. 

 
b. Ausschluss des Bezugsrechts 

 
Die Veräußerung nach Erwerb der eigenen Aktien soll in allen 
folgenden Fällen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak-
tionäre erfolgen können: 

 
Die Gesellschaft soll in der Lage sein, eigene Aktien zur Ver-
fügung zu haben, um diese als (Teil-)Gegenleistung insbe-
sondere bei dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len oder Beteiligungen an Unternehmen verwenden zu kön-
nen. 

 
Die Gesellschaft steht im nationalen und globalen Wettbe-
werb. Sie muss daher jederzeit in der Lage sein, auf den nati-
onalen und internationalen Märkten schnell und flexibel han-
deln zu können. Dazu gehört auch die Möglichkeit, Unterneh-
men, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen 
zu erwerben. Die im Interesse der Aktionäre und der Gesell-
schaft optimale Umsetzung dieser Möglichkeit besteht im Ein-
zelfall darin, den Erwerb von Unternehmen, Unternehmenstei-
len oder Unternehmensbeteiligungen unter Gewährung von 
Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen. Die Pra-
xis zeigt zudem, dass sowohl auf den internationalen als auch 
auf den nationalen Märkten als Gegenleistung für attraktive 
Akquisitionsobjekte häufig die Verschaffung von Aktien der 
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erwerbenden Gesellschaft verlangt wird. Aus diesem Grund 
muss der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnet werden, eigene 
Aktien zur Verfügung zu haben, um diese als Gegenleistung 
beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Be-
teiligungen an Unternehmen anbieten zu können. 

 
Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den 
notwendigen Spielraum geben, sich bietende Gelegenheiten 
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Un-
ternehmensbeteiligungen flexibel ausnutzen zu können und 
dabei auch ohne Durchführung einer Kapitalerhöhung in ge-
eigneten Fällen eigene Aktien als Gegenleistung zu gewäh-
ren. Um solche Transaktionen schnell und mit der gebotenen 
Flexibilität durchführen zu können, ist es erforderlich, dass der 
Vorstand zur Gewährung eigener Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
ermächtigt wird. 

 
Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall prüfen, ob er von die-
ser Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Be-
zugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll, wenn sich Mög-
lichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren. Er wird 
die Ermächtigung nur dann ausnutzen, wenn er zu der Über-
zeugung gelangt, dass der Erwerb gegen Übertragung von 
Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. 

 
Darüber hinaus wird die Verwaltung ermächtigt, das Bezugs-
recht gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG auszuschließen. 

 
Die Ermächtigung versetzt die Verwaltung in die Lage, kurz-
fristige günstige Börsensituationen und/oder Geschäftsgele-
genheiten ausnutzen zu können und dabei durch eine markt-
nahe Preissetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und 
damit eine möglichst große Stärkung des Eigenkapitals zu er-
reichen. Diese Möglichkeit erweitert die Optionen der Gesell-
schaft für eine Kapitalstärkung auch bei wenig aufnahmeberei-
ten Märkten. Wie bereits im Ermächtigungsbeschluss darge-
legt, soll der Preis, zu dem die Aktien veräußert werden, den 
jeweils aktuellen Börsenkurs der bereits notierten Aktien an 
der Wertpapierbörse Frankfurt am Main nicht wesentlich un-
terschreiten. Dadurch und durch den im Verhältnis zum ge-
samten börsennotierten Kapital geringen, unter 20% liegen-
den Umfang der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
werden die Stimmrechts- und Vermögensinteressen der Akti-
onäre angemessen gewahrt. 

 
Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen, um Options- und/oder Wandlungsrechte aus Options- 
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und/oder Wandelanleihen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-
mente) zu bedienen. Dies vermeidet die Schaffung neuer Ak-
tien, wenn die Gesellschaft über bereits bestehende Aktien 
verfügt. 

 
Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein technisch 
durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die 
als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos-
senen Aktien werden entweder durch Verkauf im Freiverkehr 
oder in sonstiger Weise bestmöglich verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spit-
zenbeträge gering. Der Vorstand und der Aufsichtsrat halten 
den Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für 
sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für an-
gemessen. 

 
c. Öffentliches Kaufangebot und Einsatz von Derivaten 
 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch 
die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches 
Kaufangebot (Tenderverfahren) zu erwerben. Bei dieser Vari-
ante kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft ent-
scheiden, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preis-
spanne, zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Über-
steigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von 
der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss eine 
Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hier-
bei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner 
Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 
Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, ge-
brochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden 
Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die 
technische Abwicklung zu erleichtern. 

 
Weiter sieht die Ermächtigung vor, dass im Rahmen des Er-
werbs eigener Aktien auch Derivate eingesetzt werden kön-
nen. Durch diese zusätzliche Handlungsalternative erweitert 
die Gesellschaft ihre Möglichkeiten, den Erwerb eigener Ak-
tien optimal zu strukturieren. Für die Gesellschaft kann es von 
Vorteil sein, Derivate zu erwerben, anstatt unmittelbar Aktien 
der Gesellschaft zu erwerben. 
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d. Bericht des Vorstands über die Ausnutzung der Ermäch-
tigung 
 
Der Vorstand wird der Hauptversammlung, die jeweils einer 
Ausnutzung der Ermächtigung nachfolgt, Bericht über eine 
Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

 
Berlin, im Mai 2024  
 

CR Energy AG  
 

Der Vorstand  
 
 
 
 
 
 
 
 


